
Textgegenüberstellung 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
 

 § 76a. (1) Für Gastgärten, die sich auf öffentlichem Grund befinden oder an 
öffentliche Verkehrsflächen angrenzen, ist für die Zeit von 8 bis 23 Uhr keine 
Genehmigung erforderlich, wenn 
 1. sie ausschließlich der Verabreichung von Speisen und dem Ausschank 

von Getränken dienen, 
 2. sie über nicht mehr als 100 Verabreichungsplätze verfügen, 
 3. in ihnen lauteres Sprechen als der übliche Gesprächston der Gäste, Sin-

gen und Musizieren vom Gastgewerbetreibenden untersagt ist und auf 
dieses Verbot hinweisende Anschläge dauerhaft und von allen Zugängen 
zum Gastgarten deutlich erkennbar angebracht sind, und 

 4. auf Grund der geplanten Ausführung zu erwarten ist, dass die gemäß 
§ 74 Abs. 2 wahrzunehmenden Interessen hinreichend geschützt sind und 
Belastungen der Umwelt (§ 69a) vermieden werden; eine Gesundheitsge-
fährdung oder unzumutbare Belästigung durch Lärm ist jedenfalls nicht 
zu erwarten, wenn die im Einleitungssatz und in Z 1 bis Z 3 genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind; eine wesentliche Beeinträchtigung des 
Verkehrs im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 4 ist jedenfalls nicht zu erwarten, 
wenn der Gastgarten gemäß § 82 Straßenverkehrsordnung 1960 – 
StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960, in der jeweils geltenden Fassung, be-
willigt ist. 

(2) Für Gastgärten, die sich weder auf öffentlichem Grund befinden noch an 
öffentliche Verkehrsflächen angrenzen, ist für die Zeit von 9 bis 22 Uhr keine 
Genehmigung erforderlich, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 bis Z 4 
sinngemäß erfüllt sind. 

(3) Der Betrieb eines Gastgartens im Sinne des Abs. 1 oder des Abs. 2 ist der 
Behörde vorher anzuzeigen. Dieser Anzeige sind Unterlagen im Sinne des § 353 
Z 1 lit. a bis lit. c in vierfacher Ausfertigung anzuschließen. 

(4) Sind die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 nicht erfüllt, so hat 
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die Behörde unbeschadet eines Verfahrens nach §§ 366 ff dies festzustellen und 
den Betrieb des Gastgartens zu untersagen. Die Behörde hat diesen Bescheid 
spätestens drei Monate nach Einlangen der Anzeige samt Unterlagen zu erlassen. 

(5) Wenn die in Abs. 1 oder Abs. 2 angeführten Voraussetzungen wiederholt 
nicht eingehalten werden, hat die Behörde den Gastgarteninhaber mit Verfah-
rensanordnung zur Einhaltung der Voraussetzungen aufzufordern. Kommt der 
Gewerbetreibende dieser Aufforderung nicht nach, so hat die Behörde mit Be-
scheid die Schließung des Gastgartens zu verfügen. § 360 Abs. 4 letzter Satz und 
Abs. 5 sind sinngemäß anzuwenden. 

(6) Mit Erteilung einer Genehmigung gemäß § 81 treten Bescheide gemäß 
Abs. 4 oder Abs. 5 außer Wirksamkeit. 

(7) Gastgärten, die im Sinne des Abs. 1 Z 1 bis Z 4, jedoch über die in 
Abs. 1 oder Abs. 2 angeführten Zeiten hinaus betrieben werden, bedürfen einer 
Genehmigung, wenn es zur Wahrung der im § 74 Abs. 2 umschriebenen Interes-
sen erforderlich ist. 

(8) Auf Gastgärten, die im Sinne des Abs. 1 oder Abs. 2 betrieben werden, 
sind die §§ 79 und 79a mit der Maßgabe anzuwenden, dass Auflagen und Ein-
schränkungen der Betriebszeit zugunsten von Nachbarn im Sinne des § 75 Abs. 2 
und 3 nur soweit vorzuschreiben sind, als diese zur Vermeidung einer Gefähr-
dung des Lebens oder der Gesundheit dieser Personen notwendig sind. 

(9) Die Gemeinde kann mit Verordnung abweichende Regelungen betref-
fend die in Abs. 1 und Abs. 2 festgelegten Zeiten für solche Gebiete festlegen, die 
insbesondere wegen ihrer Flächenwidmung, ihrer Verbauungsdichte, der in ihnen 
bestehenden Bedürfnisse im Sinne des § 113 Abs. 1 und ihrer öffentlichen Ein-
richtungen, wie Krankenhäuser, Altersheime, Bahnhöfe, Theater, Sportplätze und 
Parks, diese Sonderregelung rechtfertigen. Im Besonderen kann in der Verord-
nung auch in Gebieten mit besonderen touristischen Einrichtungen oder Erwar-
tungshaltungen (Tourismusgebiete) eine Zeit insbesondere bis 24 Uhr als gerech-
tfertigt angesehen werden.“

 8c. Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen 

§ 84j. (1) Zum Schutz der Sicherheit und der Gesundheit auf Baustellen ha-
ben Gewerbetreibende, die selbst eine berufliche Tätigkeit auf der Baustelle aus-
üben, sinngemäß folgende Vorschriften einzuhalten: 
 1. § 15 des ASchG, BGBl. Nr. 450/1994 in der derzeit geltenden Fassung, 

mit der Maßgabe, dass sie auch für die Sicherheit und die Gesundheit 
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derjenigen Personen Sorge zu tragen haben, die von ihren Handlungen 
und Unterlassungen betroffen sind, und den Anhang IV der Richtlinie 
92/57/EWG in der derzeit geltenden Fassung, 

 2. § 33 Abs. 2 bis 4 und § 38 des ASchG, BGBl. Nr. 450/1994 in der der-
zeit geltenden Fassung, § 3 Abs. 1 und § 16 der Arbeitsmittelverordnung, 
BGBl. II Nr. 164/2000 in der derzeit geltenden Fassung sowie die ein-
schlägigen Bestimmungen im Anhang der Richtlinie 89/655/EWG in der 
derzeit geltenden Fassung, und 

 3. § 69 Abs. 2, 4 und 5 sowie § 70 Abs. 1, 2, 4 und 5 des ASchG, BGBl. 
Nr. 450/1994 in der derzeit geltenden Fassung. 

(2) Zum Schutz der Sicherheit und der Gesundheit auf Baustellen haben 
Gewerbetreibende sinngemäß die in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Vorschriften 
sowie § 8 Abs. 1 des ASchG, BGBl. Nr. 450/1994 in der derzeit geltenden Fas-
sung, und § 3a der Bauarbeiterschutzverordnung – BauV, BGBl. Nr. 340/1994 in 
der derzeit geltenden Fassung, einzuhalten. 

(3) Persönliche Schutzausrüstungen sind gemäß der Bedienungsanleitung zu 
benutzen. Die Bedienungsanleitung muss für den Gewerbetreibenden verständ-
lich sein. 

(4) Die Gewerbetreibenden haben die Hinweise des Baustellenstellenkoordi-
nators (§ 2 Abs. 7 des Bauarbeitenkoordinationsgesetzes, BGBl. I Nr. 37/1999, in 
der derzeit geltenden Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 159/2001), zu 
berücksichtigen. 

(5) Baustellen im Sinne der Abs. 1 und 2 sind zeitlich begrenzte oder orts-
veränderliche Ausführungsstätten, an denen Hoch- und Tiefbauarbeiten durchge-
führt werden. Dazu zählen insbesondere folgende Arbeiten: Aushub, Erdarbeiten, 
Bauarbeiten im engeren Sinn, Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen, 
Einrichtung oder Ausstattung, Umbau, Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, 
Abbrucharbeiten, Wartung, Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungsarbeiten, 
Sanierung. 

§ 112. (3) Gastgärten, die sich auf öffentlichem Grund befinden oder an öf-
fentliche Verkehrsflächen angrenzen, dürfen jedenfalls von 8 bis 23 Uhr betrie-
ben werden, wenn sie ausschließlich der Verabreichung von Speisen und dem 
Ausschank von Getränken dienen, lautes Sprechen, Singen und Musizieren in 
ihnen vom Gastgewerbetreibenden untersagt ist und auf dieses Verbot hinweisen-
de Anschläge dauerhaft und von allen Zugängen zum Gastgarten deutlich er-
kennbar angebracht sind. Gastgärten, die sich weder auf öffentlichem Grund 
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befinden, noch an öffentliche Verkehrsflächen angrenzen, dürfen jedenfalls von 9 
bis 22 Uhr betrieben werden, wenn sie die Voraussetzungen des ersten Satzes 
erfüllen. Die Gemeinde kann mit Verordnung abweichende Regelungen betref-
fend die Gewerbeausübung in Gastgärten für solche Gebiete festlegen, die insbe-
sondere wegen ihrer Flächenwidmung, ihrer Verbauungsdichte, der in ihnen 
bestehenden Bedürfnisse im Sinne des § 113 Abs. 1 und ihrer öffentlichen Ein-
richtungen, wie Krankenhäuser, Altersheime, Bahnhöfe, Theater, Sportplätze und 
Parks, diese Sonderregelung rechtfertigen.

§ 113. (6) Die Sperrstunde und die Aufsperrstunde dürfen in Verordnungen 
und Bescheiden gemäß den vorstehenden Absätzen nur einheitlich für den gesam-
ten Gastgewerbebetrieb mit allen seinen Betriebsräumen und allfälligen sonstigen 
Betriebsflächen festgelegt werden. 

§ 113. (6) Die Sperrstunde und die Aufsperrstunde dürfen in Verordnungen 
und Bescheiden gemäß den vorstehenden Absätzen nur einheitlich für den gesam-
ten Gastgewerbebetrieb mit allen seinen Betriebsräumen und allfälligen sonstigen 
Betriebsflächen festgelegt werden. Dies gilt nicht für Gastgärten.

§ 120. (1) Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Rauchfangkeh-
rer (§ 94 Z 55) bedarf es für das Reinigen, Kehren und Überprüfen von Rauch- 
und Abgasfängen, von Rauch- und Abgasleitungen sowie von den dazugehörigen 
Feuerstätten. Insoweit Rauchfangkehrer durch landesrechtliche Vorschriften zu 
bestimmten Tätigkeiten verpflichtet werden, nehmen sie öffentliche Aufgaben 
wahr. 

§ 120. (1) Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Rauchfangkeh-
rer (§ 94 Z 55) bedarf es für das Reinigen, Kehren und Überprüfen von Rauch- 
und Abgasfängen, von Rauch- und Abgasleitungen sowie von den dazugehörigen 
Feuerstätten. Insoweit Rauchfangkehrer durch landesrechtliche Vorschriften zu 
feuerpolizeilichen Tätigkeiten verpflichtet werden, nehmen sie öffentliche Auf-
gaben wahr und bedürfen dafür der Niederlassung in Österreich.

§ 121. (1) Das Gewerbe der Rauchfangkehrer darf nur von natürlichen Per-
sonen oder eingetragenen Personengesellschaften, deren persönlich haftende 
Gesellschafter natürliche Personen sind, ausgeübt werden. Die Ausübung des 
Gewerbes der Rauchfangkehrer erfordert weiters, 
 1. dass der Anmelder nicht schon im selben oder in zwei verschiedenen 

Kehrgebieten das Rauchfangkehrergewerbe als Gewerbeinhaber ausübt 
oder als Geschäftsführer oder Filialgeschäftsführer im Rauchfangkehrer-
gewerbe tätig ist, 

 2. bei natürlichen Personen die österreichische Staatsbürgerschaft und ihren 
Wohnsitz im Inland, 

 3. bei eingetragenen Personengesellschaften ihre Hauptniederlassung im 
Inland und die österreichische Staatsbürgerschaft der geschäftsführungs- 
und vertretungsbefugten Gesellschafter sowie deren Wohnsitz im Inland 
und 

 4. das Vorliegen eines Bedarfes nach der beabsichtigten Gewerbeausübung. 
(2) bis (4)…

§ 121. (1) Das Gewerbe der Rauchfangkehrer darf nur von natürlichen Per-
sonen oder eingetragenen Personengesellschaften, deren persönlich haftende 
Gesellschafter natürliche Personen sind, ausgeübt werden. Die Ausübung des 
Gewerbes der Rauchfangkehrer erfordert weiters, 
 1. dass der Anmelder nicht schon im selben oder in zwei verschiedenen 

Kehrgebieten das Rauchfangkehrergewerbe als Gewerbeinhaber ausübt 
oder als Geschäftsführer oder Filialgeschäftsführer im Rauchfangkehrer-
gewerbe tätig ist, 

 2. bei natürlichen Personen die Staatsangehörigkeit einer EWR-
Vertragspartei und ihren Wohnsitz in einem EWR-Vertragsstaat, 

 3.  bei eingetragenen Personengesellschaften die Staatsangehörigkeit einer 
EWR-Vertragspartei der Mitglieder der zur gesetzlichen Vertretung beru-
fenen Organe oder der geschäftsführungs- und vertretungsbefugten Ge-
sellschafter und deren Wohnsitz in einem EWR-Vertragsstaat und 

 4. das Vorliegen eines Bedarfes nach der beabsichtigten Gewerbeausübung. 
(2) bis (4)…

§ 336. (1) Die Bundespolizei und die Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes haben durch Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwal-

§ 336. (1) Die Bundespolizei und die Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes haben durch Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwal-
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tungsübertretungen und Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungs-
strafverfahren erforderlich sind, an der Vollziehung der §§ 366 Abs. 1 Z 1, 2, 3, 
367 Z 35, 38, 50 und 51 und 367a sowie bei Verstößen gegen die Bestimmungen 
über Sperrstunden (§ 113) mitzuwirken. 

(2) … 
(3) Soweit der Behörde für die im Abs. 1 angeführten Aufgaben andere ge-

eignete Organe zur Verfügung stehen, hat sie sich dieser anstelle der Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes zu bedienen. 

tungsübertretungen und Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungs-
strafverfahren erforderlich sind, an der Vollziehung der §§ 366 Abs. 1 Z 1, 2, 3, 
3a, 367 Z 35, 38, 50 und 51 und 367a sowie bei Verstößen gegen die Bestim-
mungen über Sperrstunden (§ 113) mitzuwirken. 

(2) … 
(3) Die in Abs. 1 genannten Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ha-

ben im selben Umfang an der Vollziehung des § 368 mitzuwirken, sofern es sich 
um die in § 76a Abs. 1 oder Abs. 2 geregelten Zeiten oder Voraussetzungen han-
delt. 

(4) Soweit der Behörde für die im Abs. 1 angeführten Aufgaben andere ge-
eignete Organe zur Verfügung stehen, hat sie sich dieser anstelle der Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes zu bedienen.

§ 337. (1) Die in diesem Bundesgesetz (in den §§ 53, 112 Abs. 3, 113 Abs. 3 
bis 5, 123 Abs. 4, 125 Abs. 2, 286, 289 bis 293 und 355) festgelegten Aufgaben 
der Gemeinde sind mit Ausnahme der Durchführung des Verwaltungsstrafverfah-
rens solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 337. (1) Die in diesem Bundesgesetz (in den §§ 53, 76a Abs. 9, 113 Abs. 3 
bis 5, 123 Abs. 4, 125 Abs. 2, 286, 289 bis 293 und 355) festgelegten Aufgaben 
der Gemeinde sind mit Ausnahme der Durchführung des Verwaltungsstrafverfah-
rens solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 3.… 

§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 3.… 

3a. einen Gastgarten entgegen einem Bescheid gemäß § 76a Abs. 4 oder 
Abs. 5 betreibt; 

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2 180 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 24.… 

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2 180 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 24.… 

24a. entgegen § 76a Abs. 3 den Betrieb des Gastgartens nicht anzeigt;
§ 367. 1. bis 49. … § 367. 1. bis 49. … 

 50. Auf am Tag des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 
nach diesem Bundesgesetz bereits genehmigte Gastgärten ist § 76a 
Abs. 4 und Abs. 5 mit der Maßgabe anzuwenden, dass durch die Unter-
sagung des Betriebes oder die Schließung des Gastgartens nicht in den 
Umfang der bereits bestehenden Genehmigung eingegriffen wird.

§ 382. (1) bis (41) ... § 382. (1) bis (41) ... 
(42) § 76a, § 84j, § 113 Abs. 6 letzter Satz, § 120 Abs. 1 zweiter Satz, § 121 

Abs. 1 Z 2, § 121 Abs. 1 Z 3, § 336 Abs. 1, § 336 Abs. 3 und Abs. 4, § 337 
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Abs. 1, § 366 Abs. 1 Z 3a, § 367 Z 24a und § 376 Z 50, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010, treten am Tag nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig tritt § 112 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 8/2010 außer Kraft. 

(43) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2010 wird die Richtlinie 
92/57/EWG über die auf zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen 
anzuwendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz, Abl. L 245 vom 26.08.1992 S. 6, geändert durch die Richtlinie 
2007/30/EG, Abl. L 165 vom 27.06.2007 S. 21, umgesetzt.
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